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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(V ermittlungsausschuß) 

zu dem Gesetz über die 
Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 
— Drucksachen 405, 1129, 1391 — 

Berichterstatter; 

Senator Dr. Klein 

Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 81. Sitzung am 
14. Oktober 1959 beschlossene Gesetz über die Errichtung des 
Bundesverwaltungsamtes — ■ Drucksachen 405, 1129 — wird 
nach Maßgabe der in der Anlage zusammengefaßten Beschlüsse 
geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundes- 
tag über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 20. November 1959 


Der Vermilllungsausschuß 


Dr. Zinn 

Vorsitzender 


Dr. Klein 

Berichterstatter 
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Drucksache 1405 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Anlage 


Änderungen des Gesetzes 
über die Errichtung des Bundesverwaltungsamtes 

1. § 1 Abs. 2 und 3 

§ 1 Abs. 2 und 3 werden wie folgt gefaßt: 

„(2) Das Bundesverwaltungsamt erledigt in 
eigener Zuständigkeit Verwaltungsaufgaben, die 
ihm durch dieses Gesetz oder durch andere 
Bundesgesetze zugewiesen werden. Ferner kön- 
nen Verwaltungsaufgaben des Bundes dem Bun- 
desverwaltungsamt zur Erledigung in eigener 
Zuständigkeit zugewiesen werden, sofern die 
Übertragung solcher Aufgaben auf andere Bun- 
desbehörden durch Bundesgesetz zugelassen ist 
oder wird. 

(3) Das Bundesverwaltungsamt erledigt als 
beauftragte Behörde, soweit keine andere Zu- 
ständigkeit gesetzlich festgelegt ist, Verwal- 
tungsaufgaben des Bundes, mit deren Durchfüh- 
rung es vom Bundesminister des Innern oder 
mit seiner Zustimmung von der sachlich zustän- 
digen obersten Bundesbehörde beauftragt wird." 

2. § 2 Abs. 3 

§ 2 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Das Bundesverwaltungsamt kann auf dem 
Gebiet der Einwanderung die in Absatz 2 Nr. 1 
und 2 bezeichneten Aufgaben wahrnehmen." 
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